
Badische Landesbibliothek Karlsruhe

Digitale Sammlung der Badischen Landesbibliothek Karlsruhe

Baden in seiner Stellung zur deutschen Frage

Nebenius, Carl Friedrich

Karlsruhe, 1850

4.

urn:nbn:de:bsz:31-266667

https://nbn-resolving.org/urn:nbn:de:bsz:31-266667


25

Wünſchen und Intereſſen der vereinigten Regierungen faſt

durchgängig entſprach .

4.

Die Zuſtimmung der Erfurter Verſammlung zu dem in

Folge des Statuts vom 26 . Mai unter den Regierungen ver —

abredeten Entwurfe der Verfaſſung des deutſchen Reiches und

eines Wahlgeſetzes , ſo wie zu den vorgelegten Additionalacten

liegt nun den vereinigten Regierungen mit den Ergebniſſen der

Reviſion vor . Indem das Parlament zuſtimmte , daß die Ver⸗

faſſung , das Wahlgeſetz und die Additionalacte nach Maßgabe
der genehmigten Vorſchläge abgeändert und in dieſer abgeän⸗
derten Geſtalt promulgirt werde , fügte es die Erklärung bei ,

daß , in ſo weit jene Vorſchläge ganz oder theilweiſe die Geneh⸗

migung der Regierungen nicht erhalten , es bei der in Folge
der Zuſtimmung des Reichstags feſtgeſtellten Beſtimmungen
der vorgelegten Urkunden ( Entwürfe ) verbleibe .

Wir laſſen alle auf die Form des Verfahrens , ( welches
die Erhaltung des Rechtsbodens für die Verwirklichung der

Reichsverfaſſung bezweckte ) , bezüglichen Fragen bei Seite liegen⸗

Für diejenigen Staaten , welche den in dem Statut vom 26

Mai 1849 in Ausſicht geſtellten Bundesſtaat wollen , bedurfte

es der gewählten Formen nicht , um ſie auf der betretenen Bahn

feſtzuhalten . Zu dieſen Staaten darf man ohne Zweifel
Baden rechnen . Sein bisheriges Verhalten in der deutſchen

Sache bürgt dafür , daß es an den Verpflichtungen , die es durch

ſeinen Zutritt zum Dreikönigsbündniſſe übernommen hat , mit

Treue halten , die Großherzogliche Regierung dem Gelingen
des Werkes kein Hinderniß in den Weg legen , vielmehr zu

deſſen Förderung ſtets bereit bleiben werde . Ob aber die

Sorgfalt , womit man durch die Formen des Verfahrens den

Rechtsboden zu erhalten ſuchte , die Verwirklichung des aus
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dem Statut vom 26 . Mai abgeleiteten Rechtes , namentlich den

Königreichen von Sachſen und Hannover gegenüber , geſichert

habe , erſcheint unter den eingetretenen Umſtänden faſt mehr als

zweifelhaft .
Zweifelhaft iſt es aber nicht , daß für einen jeden der Staa⸗

ten , die dem Dreikönigsbündniſſe beigetreten ſind , der Rechts —
boden für ſeine Verpflichtung zum Eintritt in eine engere

Union verſchwinden würde , wenn die Rückkehr der beiden Kö —

nigreiche oder auch nur eines derſelben aus irgend einem

Grunde nicht zu erwirken wäre . Alsdann würde für Baden

wie für jede andere Regierung , welche dem Dreikönigsbünd —

niſſe beigetreten war , deſſen Auflöſung man als eine vollendete

Thatſache zu beklagen hätte , die Theilnahme an einer Union ,

welche die übrigen Staaten oder ein Theil derſelben , ſey es

auf die Grundlage des Berliner Entwurfes und der Erfurter

Beſchlüſſe , oder auf eine geänderte Grundlage , bilden wollten ,

ihrer ganz freien Entſchließung anheim gegeben .
Wir wollen nun die Lage, in der ſich Baden in ſolchem Falle

befinden würde , und die Rückſichten , welche den weſentlich ver —

änderten Verhältniſſen nach unſerer Anſicht zu tragen wären ,

näher beſprechen . Dabei können die Urſachen , denen man die

Auflöſung des Dreikönigsbündniſſes und der Nichtverwirk —

lichung ſeiner Verſprechungen zuzuſchreiben hätte , ganz unbe —

rührt bleiben .

Vor Allem dürfen wir vorausſetzen , ja uns vollkommen ver —

ſichert halten , daß die Großherzogliche Regierung , wie die

Verhältniſſe ſich auch geſtalten mögen , nicht aufhören wird , in

allen Kombinationen zur Befriedigung unſerer nationalen Be—
dürfniſſe , in Beziehung ſowohl auf den Umfang der nationa⸗

len Verbindung , als auf deren Innigkeit , den Grundſätzen
ihres bisherigen Verhaltens in der deutſchen Sache treu zu
bleiben .

Nur die Schwierigkeit , dem Bundesſtaate alle deutſchen Län⸗

der in ihrem ganzen Umfange zu erhalten und zugleich ihrer
ſtaatlichen Verbindung die wünſchenswerthe Innigkeit zu ge —

winnen , führte zu dem Zwieſpalt der großdeutſchen und klein⸗
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deutſchen Partei und zu dem Ausweg einer Reichsverfaſſung ,
die ſämmtliche deutſche Staaten außer Oeſterreich umfaſſen ſollte ,
unter Vorbehalt einer Verſtändigung mit dem Kaiſerſtaate .
Der Bundesſtaat blieb mindeſtens in dieſem Umfang auch das

Ziel des Dreikönigsbündniſſes , indem es das Frankfurter Werk

aufnahm .
Eine feſte , unauflösliche Union , die vor allem die drei Kö⸗

nigreiche und ſodann die ihrem Bündniſſe zunächſt beitretenden

Staaten vorläufig ſchon bilden ſollten , war nicht ſelbſtſtän⸗

diger Zweck , ſie war zugleich und weſentlich als Mittel

zur ſichern Erſtrebung des größern Zieles gedacht , in der zu —

verſichtlichen Hoffnung , daß an dem feſten Kern ſich allmäh⸗

lig alle übrigen Staaten anſchließen würden .

Dieſer Auffaſſung entſpricht auch der Inhalt der Denkſchrift

zu dem Berliner Entwurfe der deutſchen Verfaſſung , wie der

übereinſtimmende Beſchluß der badiſchen Kammern , welche den

Beitritt der Großherzoglichen Regierung zu dem Dreikö —

nigsbündniſſe guthießen , aber zur Zeit noch keine Ermäch —⸗

tigung zur Theilnahme an einem Bundesſtaate ertheilten ,

welchem der urſprüngliche Kern , die beiden Königreiche oder

eines derſelben , fehlen würde .

Könnte ein Bundesſtaat , der nur die übrigen kleinern Staa⸗

ten , oder , da vorausſichtlich ein entſchiedener Austritt der bei⸗

den Königreiche noch den Rückzug anderer Regierungen zur

Folge haben dürfte , ſogar nur einen Theil jener Staaten um⸗

faſſen würde , ſich noch als wirkſames Mittel zur raſchen Er⸗

ſtrebung unſerer nationalen Einheit ankündigen und ſeine Ver⸗

faſſung als künftige Reichsverfaſſung auch nur mit einiger

Sicherheit in nahe Ausſicht ſtellen ? Man wird dieſe Frage ,

ſelbſt in rein optimiſtiſcher Auffaſſung aller Verhältniſſe , we⸗

nigſtens dann nicht mehr bejahen , wenn einmal Sachſen und

Hannover , ſo wie Baiern und Würtemberg , eine feſte unauf⸗

lösliche Verbindung eingegangen haben ,in der ſie die Befrie⸗

digung ihrer Bedürfniſſe und zunächſt für ihre innere und

äußere Sicherheit die Bürgſchaft zu finden glauben , deren ſie

ſo wenig wie wir entbehren können .
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So ſehr man von der Ueberzeugung durchdrungen ſeyn mag ,

daß unſere nationalen Bedürfniſſe nicht beſſer , als durch die

Verwirklichung der Berliner und Erfurter Entwürfe befriedigt
werden können , ſo möchten wir doch auf ein wirkſames Drän —

gen der öffentlichen Meinung nach dieſem Ziele hin , in der

nahen Zukunft um ſo weniger rechnen , da ihre Spaltung von

vornenherein leider nur zu entſchieden hervortrat .
Man darf ſich über die Stärke der Parteien , welche aus ge —

rade einander entgegengeſetzten Gründen die Verwirklichung
der Berliner und Erfurter Entwürfe nicht wollen und die Aus —⸗

dehnung der Union zu bekämpfen , außerhalb derſelben , bereit

ſtehen werden , nicht täuſchen . Was aber eine ſpätere Zukunft

etwa bringen wird , wollen wir nicht ermitteln . Wer möchte
auch , den Blick in die ferne Zukunft richtend , vorherzuſagen
wagen , ob die Bildung der engern Union , die unter der be —

zeichneten Vorausſetzung zunächſt lediglich den Charakter eines

deutſchen Partikular - Bundesſtaates behaupten würde ,
einer allmähligen Entwickelung der nationalen Eini —

gung in vollſtändigem Umfange und in befriedigender Innigkeit
mehr förderlich als hinderlich ſehn werde , oder ſie mehr er —

ſchwere als erleichtere .
Wir nehmen noch keineswegs an , daß dieſe Vorausſetzung

bereits eingetreten ; wir nehmen nicht an , daß Sachſen und

Hannover ihrer in dem Dreikönigsbündniſſe übernommenen

Verpflichtungen entbunden und ihre Rückkehr zur Union nicht
mehr zu erwarten ſey ; und noch haben ſie wie andere , der Union

nicht angehörige Staaten , keine feſte Verbindung gewonnen .
Wir wollen aber den Fall ſetzen , daß die nächſte Zukunft ihnen
eine ſolche unauflösliche Verbindung gewähre und ihr Rück —
tritt eine vollendete Thatſache werde .

Betrachten wir nun unter dieſer Vorausſetzung die po —
litiſche Lage , in welche die Staaten ſich begeben , die in die
Union von dem bezeichneten engern Umfange treten , welche
ihnen , unter den alsdann gegebenen Umſtänden zunächſt
nur als ſelbſtſtändiger Zweck erſcheinen könnte . Daß
die ſe Lage in dem Unionsſtaate , unter der gleichen Ver⸗
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faſſung , wie ſie der Berliner oder Erfurter Entwurf beſtimmte ,

ſelbſt abgeſehen von den Verhältniſſen zu einem weitern Bunde ,
eine ganz andere werde , als ſie ihnen dieſe Entwürfe in dem

umfaſſendern , durch das Dreikönigsbündniß in Ausſicht ge —

ſtellten Bundesſtaat zu gewähren verſprach , iſt von vornenherein
klar . Man weiß , daß der wahre Charakter der Staatsvereine

nicht immer durch die Rechtsformen ihrer Verfaſſung beſtimmt

wird , daß ein Staat in der Wirklichkeit etwas ganz anderes

ſeyn oder werden kann , als er nach den Formen ſeiner Verfaſ —

ſung prinzipiell ſeyn ſoll . Man weiß auch , daß in den Zu⸗

ſtänden , in der Zuſammenſetzung und in den organiſchen Ein —

richtungen der Staaten Verhältniſſe gegeben ſeyn können , un⸗

ter denen eine , den urſprünglich vorangeſtellten Prinzipien

ihrer Verfaſſung entgegengeſetzte Entwickelung nach der natür⸗

lichen Verkettung von Urſachen und Wirkung vorauszuſehen

iſt , und naturgemäß nicht auszubleiben verſpricht . Haben wir

alles Dies doch genugſam in der politiſchen Geſchichte Deutſch —
lands erfahren , das , unzweifelhaft ein Sta at , in der Reichs⸗

verfaſſung ſelbſt manche Beſtimmungen , die nur von den Prin⸗

zipien des Einheitsſtaats abgeleitet werden konnten , aufzuwei⸗

ſen hatte , aber dennoch zuletzt in der Wirklichkeit das Bild

eines nur durch die lockerſten Bande zuſammengehaltenen
Staatenbundes darbot . Es bedurfte vielleicht nur des

Ausſcheidens einiger mächtigeren Stände oder der Zerſplitte —

rung ihrer Gebiete in einer größern Anzahl minder mächtigen

Partikularſtaaten , um dieſe auflöſende Entwickelung zu ver⸗

hindern , ſo wie es vielleicht nur der Aufnahme volksthümlicher

Elemente in der Bundesverfaſſung von 1815 und des morali —

ſchen Einfluſſes eines ſolchen Organs für einheitliche Beſtre —

bungen bedurfte , um die Bundesgewalt wenigſtens innerhalb

des engen Kreiſes der in die Bundesakte aufgenommenen und

ihrer Natur nach ſtaatlicher Erſtrebung anheim fallenden

Zwecke , mit gleichem Erfolg wie eine wirkliche Staatsgewalt

walten zu ſehen ! ) .

) Der deutſche Bund nähert ſich durch ſeine Unauflöslichkeit und
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Was man nun unter dem Geſichtspunkte des Einfluſſes auf

die wirkliche Natur und die vorausſichtliche Entwickelung der

in Frage ſtehenden engern Union , in Vergleichung mit dem

früher in Ausſicht Geſtellten , hauptſächlich zu beachten hat , ſind
einmal die Zahl , der Umfang und die Verſchiedenheit der ſta⸗

tiſtiſchen Bedeutung der Einzelſtaaten , welche die Union bilden

ſollen , ſodann das Verhältniß der Union zu dem weitern Staa —

tenbunde oder Bundesſtaate .
Es iſt an ſich klar , daß die Verwirklichung des Grundge —

dankens des Bundesſtaats , wornach jedes ſeiner Glieder dem

Willen der Geſammtheit in der Sphäre der bundesſtaatlichen

Zwecke ſich unterwerfen , im Uebrigen aber ſeine Eigenthümlich —

keit und Selbſtſtändigkeit bewahren ſoll , nicht in gleicher Weiſe

zu erwarten iſt , wenn die Geſammtheit der kleineren Staaten ,

die ſich mit dem größeren verbinden , deſſen Monarch zugleich

erblicher Träger der Executivgewalt wäre , nur ein Drittel oder

ein Fünftel der Union bilden , als wenn ſie nach dem Umfang

ihrer Gebiete und der Größe ihrer Bevölkerung dem größern

Staat , dem ſie ſich anſchloſſen , gleich ſtehen . Das letzte Ver —

hältniß beſtünde in dem Bundesſtaate , den der Berliner Ent —

wurf in Ausſicht ſtellte . Die Geſammtheit der kleineren Staa⸗

die Natur ſeiner Zwecke dem Bundesſtaate , unterſchied ſich von dieſem

weſentlich nur dadurch , daß ſelbſt innerhalb der beſchränkten Sphäre

ſeiner Zwecke überall , wo organiſche Einrichtungen in Frage ſtanden ,

den Beſchlüſſen der Mehrheit der Staaten , als moraliſcher Einheit , keine

entſcheidende Kraft zukam . Eine in der Bundesverfaſſung aufgenom —
mene Nationalvertretung konnte leicht zur Abänderung dieſer Beſtim —

mung und damit auch den formellen Uebergang des Staatenbundes in

den Bundesſtaat herbeiführen , zu deſſen Weſen die Ausdehnung der

Bundesſtaatsgewalt auf die Geſammtheit aller Staatszwecke nicht ge—
hört . Wenn die Bundesſtaatsgewalt alle Staatszwecke umfaßt , oder es

nur von ihren verfaſſungsmäßigen Beſchlüſſen abhängt , ihre Wirkſam —⸗
keit auf alle Zwecke des Einheitsſtaates auszudehnen , ſo gewinnt der

Bundesſtaat vielmehr den Charakter des Einheitsſtaats , ſo wie die

einzelnen Bundesſtaaten die Natur von bloſen organiſchen , beliebiger
Abänderung unterworfenen Einrichtungen annehmen .
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ten , von deren ſofortigem Eintritt in die Union es ſich handelt ,
würden dagegen nicht ein Drittel und , wenn beide Heſſen und

Naſſau zurücktreten mit ihrer Bevölkerung , nur ein Fünftel der

Geſammtbevölkerung des ganzen Bundesſtaates erreichen .
Hier würde der Bundesſtaat in Wahrheit nicht zur Verbindung
der einzelnen Theile zu einem dritten Ganzen , nicht zu einem

wechſelſeitigen Aufgehen des Einen in die Maſſe der Andern ,
nicht zu einer Unterwerfung jedes einzelnen Staates unter den

Willen einer Geſammtheit , ſondern naturgemäß leicht nur zu
einem Aſſimilirungsprozeſſe , durch den der größere Staat die

kleineren in ſich aufnähme und von der obwohl nicht formalen
doch jedenfalls thatſächlichen Abhängigkeit ſämmtlicher kleineren

Staaten von dem Willen des größeren die Rede ſeyn können ,
wenn nicht dieſem Ergebniß durch die Grundbedingungen der

Vereinigung begegnet wird .

Schützende Formen zur Verwirklichung des Grundgedankens
des wahren Bundesſtaates und gegen ſeine davon abweichende
Entwickelung ſind nun zwar der engern Union in gleicher Weiſe
gewährt , wie ſie die Berliner und Erfurter Entwürfe in die

Reichsverfaſſung aufgenommen . Aber ihre Wirkſamkeit hängt
von Verhältniſſen ab, die in dem engern und weitern Verein

ſehr verſchieden ſind .
Wir finden die Gewähr gegen den Uebergang des Bundes⸗

ſtaates in den Einheitsſtaat oder gegen die allmählige Verküm⸗

merung der wahren Berechtigung der Partikularſtaaten in den

Beſtimmungen , welche die Berliner und Erfurter Verfaſſung
über das Fürſtenkollegium , ſodann über die Zahl der Mitglie⸗
der , die jeder Einzelſtaat in das Staatenhaus zu ſenden hat ,
und endlich über die Zahl der Stimmen enthält , die in jedem
der beiden Häuſer in Verfaſſungsfragen zur Giltigkeit eines

Beſchluſſes erſorderlich ſeyn ſoll . “)

) Im Verhältniß zur Volksmenge iſt die Zahl der Abgeordneten ,
welche die Einzelſtaaten zum Staatenhauſe zu ſenden haben , Preußen
gegenüber für die übrigen Staaten im §. 85 der Unionsverfaſſung um
ſo günſtiger geſtimmt , je geringer ihre Volksmenge iſt .
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Für die mittleren und kleineren Staaten ſind dieſe Beſtim⸗

mungen in der That Preußen gegenüber ſo günſtig geſtellt , daß

von ihnen nach aller Billigkeit eine Erweiterung der gemachten

Zugeſtändniſſe nicht hätte verlangt und auf die ſem Wege
eine Verſtärkung der Garantien nicht hätte geſucht werden

können .

Erſcheint nämlich Preußen gegen die Verkümmerung ſeiner

natürlichen Berechtigung durch poſitive Parlamentsbeſchlüſſe

in dem ſelbſtſtändigen Veto des Unionsvorſtandes und in dem

Uebergewichte ſeiner Abgeordneten im Volkshauſe vollkommen

geſichert , ſo hat es ſich durch ſeine Zugeſtändniſſe in Beziehung

auf ihm mißliebige negative Beſchlüſſe der förmlichen Geltend—
machung ſeines ihm naturgemäß gebührenden Einfluſſes bege —

ben und von freiwilliger Anerkennung ſeiner natürlichen Be—⸗

rechtigung abhängig gemacht , die übrigens der Schwächere dem

ungleich Mächtigeren in der Regel nicht leicht verſagt .

Daß die berührten Beſtimmungen in dem Bundesſtaate ,

welchen der Berliner Entwurf in Ausſicht ſtellte , eine zurei —

chende Sicherheit gegen eine das individuelle Leben der Einzel —

ſtaaten bedrohende Entwickelung der Unionsverfaſſung gewährte ,

iſt wohl kein Zweifel .
Die Wirkſamkeit der Formen war durch den Einfluß ver —

bürgt , den ſie im Fürſtenkollegium und im Staatenhauſe der

Geſammtheit jener Staaten einräumte , die vorausſichtlich ein

gemeinſames Intereſſe zum Widerſtand vereinigte . “)

Zu einem Beſchluß über Verfaſſungsveränderungen verlangt §. 194

mindeſtens zwei Drittel der Stimmen eines jeden der beiden Häuſer .
Im Fürſtenkollegium entſcheidet abſolute Stimmenmehrheit und bei

Stimmengleichheit die Stimme des Vorſitzenden . Als einer Garantie
gedenken wir des Reichsgerichts nicht , da wir nur von Veränderungen
der Unionsverfaſſung in verfaſſungsgeſetzlichem Wege ſprechen und
wir den Fall willkührlicher Ausdehnung der Bundesgewalten nicht an⸗
nehmen können .

) Selbſt bei der Frankfurter Aufſtellung , welche ſich weit mehr zum
Einheitsſtaat hinneigte , und ein Fürſtenkollegium nicht aufgenommen
hatte , durfte man keine Beſorgniſſe hegen . Ueberall , wo nur einiger —
maßen die Bedingungen eines beſondern Staatslebens gegeben ſind ,
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Ganz anders verhält ſich die Sache in der Union von dem

bezeichneten engern Umfange ; ſie beſtände bei weitem zum
größten Theile aus kleineren Staaten , die nicht in gleichem
Maaße , wie Staaten von dem Umfange der kleinern Köͤnigreiche ,
des Großherzogthums Baden und der beiden Heſſen , den For —

derungen zu entſprechen vermögen , welche die gegenwärtigen
Culturzuſtände und ſozialen Verhältniſſe an die Staatsver⸗

waltung ſtellen . Daher müſſen ſie in viel weiterm Umfange
das Bedürfniß fühlen , zur wirkſamern Erſtrebung mancher
Staatszwecke ſich an einen größern Staat anzuſchließen . Die

Berliner und Erfurter Entwürfe mußten nun den Umfang der

Bundesſtaatsgewalt hauptſächlich nach den Bedürfniſſen und

natürlichen Anſprüchen der mittlern und größern Staaten be⸗

meſſen , um ſie dem Bundesſtaate zuzuwenden .
Dem wohlverſtandenen Intereſſe vielleicht aller Staaten , de⸗

ren Volksmenge nicht 500,000 Einwohner erreicht , würde da —

gegen eine Erweiterung der Unionsgewalt und eine weiter ge —
hende Centraliſation nur zuſagen können . Ja Manche dürf —
ten ſelbſt das Bedürfniß des allmähligen Uebergangs der Union

in den Einheitsſtaat ſehr lebhaft fühlen . In der Politik folgt
man aber früher oder ſpäter ſtets dem Zuge der wahren In⸗

tereſſen .

Folgen dieſem Zuge die Fürſten der kleineren Länder , ſo
werden die Abgeordneten derſelben zum Staatenhauſe um ſo
weniger zurückbleiben .

Daher würde Baden , ſelbſt wenn die beiden Heſſen in der

Union verharren , zumal aber , wenn ſie ausſcheiden , eine zu⸗

reichende Sicherheit gegen eine zum Einheitsſtaat neigende

alſo in allen mittlern und größern Staaten zeigt ſich der unvertilgbare
Charakter der deutſchen Stämme in mehr oder weniger ſtark hervortre —
tendem Geiſte des Partikularismus . Selbſt im Zuſtande der höchſten
Aufregung und des leidenſchaftlichen Strebens nach Einheit hatte er
ſeine Kraft nicht verloren . Es war zu erwarten , daß , ſobald das Ziel
der Einigung erreicht worden , er nur zu mächtig wieder ſein Haupt
erheben , als daß er , ſeine wahre Berechtigung zu behaupten , ſich zu
ſchwach erweiſen werde ,

3
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Entwickelung der Unionsverfaſſung in den berührten Beſtim⸗

mungen dieſer Verfaſſung nicht erblicken können . Sie würden

nur in Folge des Eintritts noch mehrerer Staaten von gleichem

oder größerem Umfange als das Großherzogthum die Sicher⸗

heit gewähren , die in der engern Union nur deshalb nicht ge⸗

geben iſt , weil es an der Uebereinſtimmung der politiſchen
Intereſſen der größern und kleineren Staaten in Beziehung

auf Verfaſſungsfragen fehlt .
Es verſteht ſich, daß man den Mangel an ſolcher Sicherheit

nur in ſo ferne bedenklich finden kann , als man von der Voraus⸗

ſetzung ausgeht , daß die Grenzen , welche der Berliner Ent⸗
wurf zwiſchen der Bundesgewalt und der Partikularſtaatsge⸗

walt in der Reichsverfaſſung zog , für das Großherzogthum

die rechten ſeyen und weiter gehende Beſchränkungen ſeiner

Selbſtſtändigkeit und Unabhängigkeit in der engern Union , ſeine

wahren Intereſſen verletzen würden .

Wer von dieſer Vorausſetzung ausgeht , und nicht , wie wohl

Manche , die Entwickelung zum Einheitsſtaat oder zu einer cen⸗

tralen Verwaltung mit einem großartigen Apparat will , wird

für die engere Union andere Garantien , als die in der vorlie —

genden Verfaſſung dargebotenen , wünſchen .

In einem Bundesſtaate , deſſen verfaſſungsmäßigen Gewalten

das unbeſchränkte Recht der Abänderung der urſprünglichen

Verfaſſung zuſteht , nehmen , wie bereits geſagt , die Einzelſtaa —

ten mit ihren Berechtigungen prinzipiell lediglich den Charakter

organiſcher , jeder beliebigen Abänderung im geſetzlichen Wege

unterworfener Einrichtungen des Einheitsſtaates an . Er kann

und wird in der Wirklichkeit den Charakter des Bundesſtaa⸗

tes in ſtrengſter Bewahrung partikularer Berechtigungen den —

noch um ſo ſicherer behaupten , je ſtärker in den konſtituirten

Gewalten die Intereſſen der Erhaltung der urſprünglichen bun⸗

desſtaatlichen Verfaſſung , den Intereſſen des Einheitsſtaates

gegenüber , in genügender Weiſe vertreten ſind . Wo dies nicht

der Fall iſt , kann eine bedrohte Minderheit nur in einem Grund⸗

vertrage über die Vereinigung der Einzelſtaaten zum Bundes⸗

ſtaate oder in Fundamentalbeſtimmungen der Bundesſtaatsver⸗
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faſſung , welche der legislatoriſchen Bundesgewalt beſtimmte

Grenzen ſetzen , ihren Schutz finden . “)

Dieſes Bedürfniß iſt vorhanden , nicht allein in Beziehung

auf die Erweiterung der Zwecke des Bundesſtaates und auf

den Uebergang der Aufſichtsrechte in die Selbſtverwaltung

( fortſchreitende Centraliſation ) oder die Ausdehnung der Bun⸗

desgewalt überhaupt durch Abänderung der Verfaſſung , ſon⸗

dern ſelbſt in Beziehung auf manche noch erforderlichen , der

gewöhnlichen Bundesgeſetzgebung ausdrücklich zugewieſenen

oder ſtillſchweigend überlaſſenen nähern Beſtimmungen . Hierzu

möchten wir unter Anderm Alles rechnen , was zur klaren Be —

zeichnung der Stellung der Einzelſtaaten , ihrer Regenten , ih⸗

rer verantwortlichen Miniſter und ihrer Bevölkerungen nach

beiden Seiten hin , namentlich in Bezug auf Konflikte ge⸗

hört , die in einer verwickelten Verfaſſung eines Bundes⸗

ſtaates nicht ausbleiben können , und wozu insbeſondere auch

die unbeſtimmten Grenzen der Aufſichtsrechte und das Ge —

biet der Vollzugsverordnungen leicht Veranlaſſung geben . ““)

So vollkommen nun auch das Vertrauen iſt , welches , abgeſehen

von dem naturgemäßen Einfluſſe der Bedürfniſſe der ganz klei⸗

nen Unionsſtaaten , ſonſt alle übrigen Verhältniſſe und Wahr⸗

nehmungen erregen , auf welche Berechnungen für die Zukunft

ſich ſtützen können , ſo darf doch der Staatsmann auch die mög⸗

*) In der Verfaſſung der vereinigten Staaten von Nordamerika

ſind der geſetzgebenden Gewalt in manchen Beziehungen poſitive Schran —

ken geſetzt , und zu Abänderungen der Verfaſſung überhaupt außer der

Zuſtimmung von zwei Drittel der Mitglieder eines jeden der beiden

Häuſer die Zuſtimmung von wenigſtens drei Viertel der Legislatoren

der Einzelſtaaten erforderlich . Daß der Grund ſolcher Bürgſchaft für

die Erhaltung der Selbſtſtändigkeit und Unabhängigkeit , welche den

Einzelſtaaten innerhalb der urſprünglich beſtimmten Grenzen verblei⸗

ben ſollen , in einem monarchiſchen Bundesſtaate hinwegfalle , in wel⸗

chem dem Regenten des mehrfach mächtigern Einzelſtaates die Exekutiv⸗

gewalt zuſteht , wird man nicht behaupten wollen .

aun) Das Ermeſſen des Reichsgerichts hätte einen ſehr weiten Spiel⸗

raum .
3 *
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lichen Wechſelfälle der Zukunft , die ſich jeder Vorausberechnung

entziehen , nicht unberückſichtigt laſſen .

Abgeſehen von der Sicherſtellung gegen eine Entwickelung
der Verfaſſung , die den Charakter des Bundesſtaates verändern

könnte , iſt noch in andern Beziehungen die Verſchiedenheit der

Lage zu berückſichtigen , in welcher ſich die Unionsſtaaten be —

fänden , je nachdem ſie unter Annahme der Erfurter Verfaſſung
die engere Union bilden oder dem urſprünglich in Ausſicht ge —

ſtellten Bundesſtaat angehören würden . Es fragt ſich, ob die

materiellen Beſtimmungen jener Verfaſſung dem Komplex der

Staaten , welche , ausſchließlich der kleinern Königreiche und ei —

nigen andern Bundesſtaaten , die engere Union bilden ſollen , und

namentlich den Verhältniſſen und Bedürfniſſen des Großher⸗

zogthums entſprechen , und ob ſie ſich, ohne deſſen Benachtheili —

gung , in ihrem ganzen Umfange vollziehen laſſen .

Dieſe Frage vermöchten wir , zumal wenn wir die geogra —

phiſche Lage des Großherzogthums erwägen , nicht zu bejahen .

Das Bedürfniß der gemeinſamen Erſtrebung verſchiede —
ner Zwecke , welches für jene Unionsſtaaten , die ſich um die

königlich preußiſchen Länder gruppiren , unverändert bleibt ,

iſt für das Großherzogthum , das nur auf eine kurze Strecke

mit Heſſen zuſammenhängt ,in ſeiner faſt iſolirten Lage nicht

vorhanden ; es würde ihm daher in Folge ſeines Eintritts in

eine unauflösliche Union in Bezug auf dieſe Zwecke weithin
nur der Nachtheil der Beſchränkung ſeiner Verfügungsgewalt
bleiben .

Dies iſt in Beziehung auf Handel , Gewerbe , Münzweſen ,

Banken , Maß - und Gewichtsweſen , Schifffahrt , Kommunika —

tionsmittel und Poſtweſen an ſich Jedem klar , der unſere Ver —

bindungen mit Würtemberg und Baiern kennt .

Zu den Zwecken , die mit beſſerm Erfolge gemeinſamer Er —⸗

ſtrebung zu überlaſſen wären , möchten wir in der engern Union

die Erhebung von Produktions - und Verbrauchsſteuern ( außer

den Zöllen ) zum gemeinſchaftlichen Vortheile um ſo weniger
rechnen , da die Verſchiedenheit der Produktions - und Kon⸗

ſumtionsverhältniſſe in den nördlichen und ſüdlichen Staaten
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Deutſchlands zu groß iſt , als daß eine ſolche Gemeinſchaft vor —

ausſichtlich nicht zu unvermeidlichen Verletzungen führen müßte ,
und da ſich gegen die Zulaſſung einer ſolchen Maßregel ſelbſt
in dem ſämmtliche deutſche Länder umfaſſenden Bundesſtaate

gerechte Bedenken erheben ließen .

Für die Aufhebung unſerer Rhein⸗ , Neckar - und Mainzölle ,
die nach §. 25 des Berliner Entwurfes einzutreten hätte , ſpre⸗

chen in der engeren Union nicht die gleichen Gründe , wie in

dem weiteren Bundesſtaate . Willig würden wir dem geſamm⸗
ten deutſchen Vaterlande ein Opfer bringen , wenn die in jenem

Paragraph in Ausſicht geſtellte billige Ausgleichung auch nicht

ſo ergiebig ausfiele , daß ſie den Forderungen der Gerechtigkeit ,

welche vollſtändige Entſchädigung verlangt , vollkommen ent⸗

ſpräche .
In der engern Union würde aber die Aufhebung jener Zölle

hauptſächlich rückwärts gelegenen Ländern , die nicht zur Union

gehören , zum Vortheile gereichen , und uns vorausſichtlich

Opfer auflegen , die wir in unſerer ohnehin ſchon mißlichen

finanziellen Lage doppelt ſchmerzlich empfinden müßten .
Die neuen Ausgaben , welche die Verfaſſung des Bundes⸗

ſtaates in Ausſicht ſtellt , müſſen in der engern Union ſich ver⸗

hältnißmäßig höher ſtellen , als in einem ganz Deutſchland
oder alle rein deutſchen Länder umfaſſenden Bundesſtaate . Dies

gilt namentlich von dem Antheil , den wir an dem Aufwand für
die Bundesſtaatsregierung , die Miniſterien , die Geſandtſchaf —

ten , das Bundesgericht u. ſ. f. zu tragen , und von den Beiträ⸗

gen , die wir zu den Koſten zu leiſten hätten , welche die Bildung
der ausſchließlich als Sache des Bundesſtaats erklärten See⸗

macht, die Ausrüſtung , Ausbildung und Unterhaltung der Kriegs⸗

flotte , die Anlegung , Ausrüſtung und Unterhaltung von See⸗

häfen und Seearſenalien erfordern .

Dieſe Koſten können je nach dem Range , den der Bundes⸗

ſtaat unter den Seemächten einnehmen will , ſehr hoch anſteigen ,
und die Beiträge , die wir zu leiſten hätten , uns ſtark belaſten ,

zumal , wenn man zum Vertheilungsmaßſtab nur die Bevölke⸗

rung annehmen , und nicht berückſichtigen wollte , daß ein 200
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bis 300 Stunden von der Meeresküſte entferntes Land der

Vortheile entbehrt , welche Küſtenländern ihre durch eine See —

macht geſchützte Rhederei und ihr Seehandel gewähren . Jeden —

falls würde dieſe neue Laſt für uns bedeutend vermindert , wenn

dazu auch jene deutſchen Staaten beizutragen hätten , die der

engern Union nicht angehören und denen auch , wenn ſie ſich

ihr nicht anſchließen , die Begründung einer Unionsſeemacht

dennoch wenigſtens zum gleichen mittelbaren Vortheil wie uns

gereichen würde .

Eventuell verpflichtet uns auch die Verfaſſung der Union , an

den Kriegen Theil zu nehmen , die nicht das geſammte Deutſch—
land berühren , und wozu die Befugniß nur aus dem für die

Krone Preußen in den Verträgen von 1815 gemachten Vor —

behalt abgeleitet werden kann .

Sollte die europäiſche Stellung Preußens die Erweiterung
der Kriegsmacht über das Maß erfordern , das der weitere

Bund zur Sicherheit des geſammten Deutſchlands verlangt ,

ſo würden uns auch hierdurch erhöhte Laſten erwachſen .
Wir haben nun auch die Stellung zu erwägen , in die Baden

durch ſeinen Anſchluß an die engere Union unter Annahme
der Erfurter Beſchlüſſe für dieſelbe , dem weitern Bunde

der Geſammtheit aller deutſchen Staaten gegenüber verſetzt
würde . Kommt irgend eine alle Bundesglieder vereinigende
Verfaſſung zu Stande , ſo wird ſie jedenfalls auf die gemeinſame
Erſtrebung der weſentlichen Zwecke , die ſich auch die engere
Union geſetzt hat , abzielen , namentlich auf die voͤlkerrechtliche
Vertretung des geſammten deutſchen Vaterlandes nach außen ,
die äußere und innere Sicherheit , die Ordnung des Heerwe —

ſens u. ſ. f.

Die Gewalt , die ſie zur wirkſamen Erſtrebung der ihrer
Natur nach dem Staate anheimfallenden Zwecke einſetzt , muß
jedenfalls , welchen Namen man ihr geben mag , die Funktionen
einer Staats gewalt übernehmen , und ſie würde dafür auch
formell zu gelten haben , nicht nur , wenn die Bundesregierung
eine monarchiſch - einheitliche wäre , ſondern auch , wenn ſie ei⸗
nem aus mehreren Gliedern gebildeten Direktorium zuſtände ,
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welches , als moraliſche Einheit , durch Stimmenmehrheit über

alle gemeinſamen Angelegenheiten innerhalb des Umfangs der

verfaſſungsmäßigen Bundeszwecke zu entſcheiden hätte . So

weit nun die Zwecke der ganz Deutſchland vereinigenden Ver —

faſſung mit denen der engern Union zuſammenfielen , würden

wir uns in einem dreifachen ſtaatlichen oder ihm gleichgeltenden

Verein befinden , nämlich in dem nach ſeinem Umfang weiteſten

und nach ſeinen Zwecken engſten der nationalen Verfaſ —⸗

ſung , ſodann in dem nach ſeinem Umfange engern und ſeinen

Zwecken etwas weitern der Union , und endlich in dem nach

ſeinem Umfang engſten und ſeinen Zwecken weiteſten des

Einzelſtaates .
Wer wollte verkennen , daß eine ſolche dreifache Stellung

oder ſtaatliche Einſchachtelung und zweifache Unterordnung

des Einzelſtaates , wovon ſich ſchwerlich in der Geſchichte ſtaat —

licher Einrichtungen Beiſpiele finden , nicht bald das Bedürf⸗

niß einer Vereinfachung fühlen ließe , das nur durch den Ueber⸗

gang der Union in den Einheitsſtaat befriedigt werden könnte .

Der Weg hierzu würde ſchon , wie uns dünkt , durch die

Vertretung ſämmtlicher Unionsſtaaten im größeren Bundes⸗

verein gebahnt . Von einer Gleichberechtigung des Großher⸗

zogthums mit den kleinen Königreichen könnte in ſolchem Falle

nicht mehr die Rede ſeyn , und welchen andern Namen man im

Geſammtverein der Stellung Badens in der Reihe deutſcher

Länder , als den einer mediaten geben könnte , wenn es nur

durch das Medium der Union noch in Beziehungen zu der

Bundesgewalt ſteht , wüßten wir nicht . Dieſe Stellung anzu⸗

nehmen , würden wir zum voraus uns verpflichten , wenn die
Union in dem engen Umfang der Staaten , welche die Erfurter

Verſammlung beſchickt hatten , definitiv abgeſchloſſen würde .

Das Recht , den Bundesſtaat in dem ganzen Umfang , den

das Statut des Dreikönigsbündniſſes in Ausſicht ſtellt , oder

auch eine engere Union zu begründen , die Befugniß , jeden Ver⸗

ein zu bilden , um das Bedürfniß gemeinſamer Erſtrebung von

Staatszwecken , welches die Verfaſſung des ganzen Deutſchlands ,

beſtehe ſie in einem Bund oder in einem Bundesſtaate , unbe⸗
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friedigt läßt , muß man für ſämmtliche Bundesſtaaten von vorn

herein allerdings feſthalten . Aber um definitive Beſchlüſſe
über ſolche Sondervereine zu faſſen , hat man die Ergebniſſe
der Frankfurter Verhandlungen abzuwarten , um mit zureichen —
der Sicherheit die Lage beurtheilen zu können , in welche Stel —

lung man ſich begibt . Welche Schritte in ſolcher Lage man zu

einſtweiligem theilweiſen Vollzuge der Union in der fortdauern⸗
den Hoffnung einer wirkſamen Anziehungskraft thun mag , ſo

dürften wir alſo in den hierüber zu treffenden Verabredungen
keine unwiderruflichen Verpflichtungen übernehmen , wenn

wir vermeiden wollen , in die berührte nachtheilige Stellung
zu gerathen .

O.

Vor der Hand erwarten wir nicht , daß , was uns Frankfurt

gibt , eine Verfaſſung , wie ſie der Münchener Entwurf will ,
ſeyn könne . Er tritt ſchon in dem erſten Abſatze ſeines erſten
Artikels einer der begründetſten Forderungen entgegen , wozu
die völkerrechtliche Vertretung ſämmtlicher deutſchen Staaten

gegen außen , ausſchließlich durch ein gemeinſames Organ ohne
Zweifel gehört . “) Wir wollen mannigfaltige andere Bedürfniſſe ,
die der Münchener Entwurf unbefriedigt läßt , nicht aufzählen ;
aber nicht unterlaſſen dürfen wir , des ſchmerzlichen Eindruckes

zu gedenken , den dieſer Entwurf insbeſondere durch ſeinen , die

verfaſſungsmäßige Gleichberechtigung der Fürſten und Staaten

verletzenden Vorſchlag weithin hervorbrachte . Er vergaß , daß,
wenn Baden nach Recht und Billigkeit Liechtenſtein gleichge⸗

) Das Geſandtſchaftsrecht aller Einzelſtaaten wäre zu wahren ,
wenn ſie die Sicherheit ihrer Exiſtenz in dem Syſtem des europäiſchen
Gleichgewichts zu ſuchen hätten . Sie müſſen dieſe Sicherheit aber in
der Rechtsverfaſſung Deutſchlands ſuchen und finden , wenn von einer
nationalen Einheit und Unabhängigkeit Deutſchlands in Wahrheit die
Rede ſoll ſeyn können .
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